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Drucksache V/2405 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 14. Dezember 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wehrgerechtigkeit 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2281 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich — im 
Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, 
der Finanzen sowie für Arbeit und Sozialordnung — wie folgt: 


1. tst die Bundesregierung gewillt, Maßnahmen vorzuschlagen, die 
geeignet sind, einen gerechten Ausgleich zwischen den beruf- 
lichen und finanziellen Vorteilen zu schaffen, die den Nicht- 
wehrdienenden gegenüber den zum Wehrdienst Eingezogenen 
zufließen? 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und wie ein Ausgleich 
dafür geschaffen werden kann, daß nur ein Teil der Wehrpflich- 
tigen zum Wehrdienst einberufen wird. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die Möglichkeiten, der ma- 
teriellen Gerechtigkeit durch 

a) staatliche Zuschüsse zur Altersversorgung der Wehrdienen- 
den, 

b) Steuerfreibeträge für Wehrdienende, 

c) eine Wehrsteuer, die den Nichtwehrdienenden auferlegt 
wird, 

d) Umgestaltung der allgemeinen Wehrpflicht zu einer allge- 
meinen Verteidigungspflicht, die auch den Dienst im Zivil- 
schutzkorps, im Luftschutz, in der Feuerwehr und dergleichen 
umfaßt, oder 

e) sonstige Maßnahmen 

zu dienen? 


Zu a) 

Der Ausgleich bei der Altersversorgung der Wehrdienenden 
gegenüber den Nichtdienenden ist im Rahmen des Rechts der 
gesetzlichen Rentenversicherung, des Versorgungsrechts sowie 
über Sonderleistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
bereits sichergestellt. 
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Zu b) 

Innerhalb der Bundesregierung hat eine abschließende Ab- 
stimmung über die Gewährung eines Steuerfreibetrages als 
Wehrdienstausgleich noch nicht stattfinden können. 


Zu c) 

Die Einführung einer Wehrsteuer allein vermag einen gerech- 
ten Ausgleich nicht herbeizuführen. Außerdem würden die 
Abgrenzung des steuerpflichtigen Personenkreises und die ver- 
waltungsmäßige Durchführung einer solchen Abgabe nicht un- 
erheblichen Schwierigkeiten begegnen. Trotzdem wird aber das 
Abgabenproblem in die weiteren Prüfungen einbezogen werden 
müssen. 


Zu d) 

Auch eine Umgestaltung der allgemeinen Wehrpflicht zu einer 

allgemeinen Dienstpflicht (nicht Verteidigungspflicht) die 

eine Änderung des Artikels 12 Grundgesetz erforderlich machen 
würde — könnte das Problem nur zu einem Teil lösen. 

Zv/ar enthält bereits das Gesetz über das Zivilschutzkorps eine 
entsprechende Regelung. Ferner liegt dem Deutschen Bundes- 
tag der Entwurf eines Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vor, demzufolge bei Wehrpflichtigen, die 
im Katastrophenschutz Dienst tun, die Pflicht, Grundwehrdienst 
oder Grundersatzdienst zu leisten, erlöschen soll. Darüber 
hinaus wird der Entwurf eines Entwicklungshelfer-Gesetzes 
vorbereitet, das eine entsprechende Regelung wie das Kata- 
strophenschutz-Gesetz erhalten soll. Außerdem wird zur Zeit 
geprüft, ob ein Gesetz über die Einführung einer Grenzschutz- 
dienstpflicht erforderlich ist. 

Über vorstehende Regelungen wird aber nur ein kleiner Teil 
der Wehrpflichtigen herangezogen werden können, da die an- 
gesprochenen Dienste nur beschränkt aufnahmefähig sind und 
darüber hinaus derartige Maßnahmen erhebliche Haushalts- 
mittel erfordern würden. 

Ein dem Wehrdienst adäquater Dienst in Krankenhäusern, hu- 
manitären und sozialen Einrichtungen sollte nur auf freiwilliger 
Basis eingeführt werden. 


Zu e) 

Sofern nach näherer Prüfung keine andere Möglichkeit des 
Ausgleichs bestehen sollte, wird in Anbetracht der Nachteile, 
die sich für die zum Wehrdienst Einberufenen durch die damit 
verbundene Verzögerung ihrer Berufsausbildung oder des Auf- 
baus einer Existenz ergeben, die Einführung von Vergünsti- 
gungen für diesen Personenkreis zu prüfen sein. 
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3. Liegen der Bundesregierung ünterlugen vor, aus denen sich 
ergibt, inwieweit der Wehrdienst den Soldaten einen Gewinn an 
Kenntnissen und Erfahrungen bringt, der die materiellen Ver- 
luste ganz oder teilweise ausgleicht? 


Angaben über Vor- und Nachteile durch die Ableistung des 
Grundwehrdienstes für die berufliche Karriere sind nur in be- 
dingtem Umfang als allgemeingültig zu bewerten, da die Unter- 
schiede in der beruflichen Situation der jungen Männer zu 
groß sind. Prozentuale Anteile derjenigen, die im beruflichen 
Konkurrenzkampf um Aufstieg und Beförderung um 18 Monate 
zurückgeworfen wurden, gegenüber denjenigen, deren beruf- 
liche Qualifikation in den Augen des Arbeitgebers durch den 
Wehrdienst als höher und damit berufsfördernd gewertet wird, 
lassen sich nicht errechnen und gegeneinander aufstellen. 

Wegen der Bedeutung und Schwierigkeit der angesprochenen 
Fragen habe ich in der Wehrdebatte des Deutschen Bundes- 
tages am 7. Dezember 1967 angeregt, zur weiteren Erörterung 
eine kleine Kommission unter Beteiligung des Verteidigungs- 
ausschusses zu bilden. 


Schröder 



